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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

der Mord an Walter Lübcke hat großes Leid für seine Familie und 

Freunde gebracht. Er stellt ebenso einen weiteren Anschlag auf 

unsere Demokratie dar. Von der Kommune bis zum Bund sind 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aller demokratischen 

Institutionen mittlerweile mit Hassnachrichten und Be-

drohungen von rechts konfrontiert. Rechtsextremismus ist 

jedoch kein neuartiges Phänomen. Es bedarf jetzt eines coura-

gierteren Agierens aller für Sicherheit und Ordnung 

verantwortlichen Akteure. 

Kurz vor der Sommerpause beriet der Bundestag auch über die 

eingebrachten Gesetzesentwürfe zur Organspende, wie den von 

mir mitinitiierten Antrag zur Einführung der doppelten 

Widerspruchslösung. Ich halte es für zumutbar, dass sich alle 

Mitbürgerinnen und -bürger mit dem Thema auseinandersetzen. 

Wir sind es nicht zuletzt den Betroffenen, die seit Jahren auf der 

Warteliste stehen, schuldig. Das Recht, keine oder lediglich 

bestimmte Organe zu spenden, bleibt hiervon unberührt. 

Meinen Redebeitrag können Sie hier abrufen. 

Des Weiteren wurde der Gesetzesentwurf zur Mindest-

ausbildungsvergütung erstmals im Bundestag beraten. Die Aus-

zubildenden verdienen unseren Respekt und eine ordentliche 

Bezahlung. 

Wer neben der deutschen noch eine weitere Staatsbürgerschaft 

besitzt, kann unter nun definierten Umständen, wie beispiels-

weise bei Teilnahme an Kampfhandlungen von Terrormilizen im 

Ausland, künftig seine Staatsbürgerschaft verlieren.  

Der Bundestag stimmte außerdem der Verlängerung unserer 

Bundeswehreinsätze im Kosovo und dem Libanon zu.  

Ich habe mich gefreut, dass diese Woche noch zwei 

Besuchergruppen mein Berliner Büro und den Bundestag bei 

besten Sommerwetter besuchen konnten. 

An dieser Stelle möchte ich mich nochmals für Ihr Interesse an 

meiner Arbeit bedanken und Ihnen und Ihrer Familie einen 

schönen Sommer wünschen. 

Ihre    

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de
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Statement 
der Woche 
 

„Ich nenne das digitale Bei-

hilfe zu Straftaten und 

Mord. Das ist das, was dort 

stattfindet.“ 

Sigmar Gabriel, ehemaliger SPD- Parteivorsitzen-

der, über die beschämenden Hasskommentare in 

den sozialen Medien nach dem Tod von Walter 

Lübke (27.06.2019, Deutscher Bundestag). 

 

Highlights 
der nächsten Wochen 

Wann Wo Was 

 
 
Do . ,  
04 .0 7.  
 

 
 
tag s-
üb e r  

 

 
Im Wa hl kr e is  

D iv e rs e  T e rm in e  m i t  
E in r i ch tu n g en  im  
W a h l kr e i s  u n d  d em  
Be v o l lm ä ch t ig te n  d er  
Bu n d e s r eg i eru n g  fü r  
P f l eg e ,  H er rn  
W es t er f e l lh a u s  
 

 
Fr . ,  
05 .0 7.  

13.0 0  
Uh r-  
15.0 0  
Uh r  

 
Kn etz ga u  

Bu n d e s m in i s te r in  
F ra n z i s ka  G i f fe y  
v e r l e i h t  d en  P re i s  f ü r  
d i e  fa m i l i en -
f r eu n d l i ch e  G em e in d e  
im  L a n d kr e i s  
 

 
So . ,  
07 .0 7.  

09.3 0  
Uh r-  
13.0 0  
Uh r  

 
D i sh armo n ie  
Sc hwe in fu rt  

F e i er  a n lä s s l i ch  d e s  
3 0 - j ä h r ig e n  Be s t eh en s  
d er  I n t er es s en -
g em ein s c h a f t  N ie re  

Nach über zweieinhalb Jah-
ren tatkräftiger Unterstüt-
zung im meinem Berliner 
Büro verlässt Thomas Möller 
nach Beendigung seines Stu-
diums unser Team. Auf dem 
Mitarbeiter*innen-Fest der 
Bundestagsfraktion konnten 
wir seinen Abschied gemein-
sam feiern. 

Bild: Büro Dittmar 

 

 Als Laudatorin durfte ich den Preis für den 2. Platz 
des Berliner Gesundheitspreises an das Projekt Sci-
enceKids überreichen. Gesundheitskompetenz kön-
nen wir besonders gut entwickeln, wenn wir schon 
früh lernen, was Bewegung und Ernährung für einen 
Einfluss auf unseren Körper hat und wie wir auf un-
ser seelisches Wohlbefinden achten können. Das 
Projekt vermittelt Fähigkeiten, für einen gesunden 
Umgang mit dem Körper. Das Thema gehört aus 
Sicht der Juroren zur frühkindlichen Bildung und da-
mit präsent in die Lehrpläne aller Schulen 
(28.06.2019). 

Bild: AOK- Bundesverband 
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TOP-THEMA 

BUNDESTAG BRINGT 
REFORM DER 
GRUNDSTEUER AUF     
DEN WEG 

 
Gerechter, einfacher, rechtssicher: Der 

Bundestag hat an diesem Donnerstag in 

erster Lesung ein Gesetzespaket von 

Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) 

zur Neuregelung der Grundsteuer bera-

ten. Der Gesetzentwurf war vergangene 

Woche vom Kabinett gebilligt worden. 

Dem vorausgegangen waren monate-

lange Verhandlungen zwischen Bund 

und Bundesländern. 

 

Denn die bisherige Erhebung der Grund-

steuer verstößt nach einem Urteil des 

Bundesverfassungsgerichts gegen das 

Grundgesetz. Begründung: Die Regeln 

zur Bewertung der Grundstücke und Ge-

bäude seien nicht mit dem allgemeinen 

Gleichheitssatz vereinbar, da sie zu gra-

vierenden und umfassenden Ungleich-

behandlungen führten.  

 

Eine Neureglung muss bis Ende 2019 

stehen, sonst darf die Grundsteuer nicht 

mehr erhoben werden – die Kommunen 

hätten jedes Jahr rund 15 Milliarden Euro 

weniger an Einnahmen. Das würde 

kaum funktionieren, Gelder für Schulen, 

Kitas, die Infrastruktur und die übrige Da-

seinsvorsorge würden in großem Um-

fang fehlen. 

 

Zur Einordnung: Die Grundsteuer ist eine 

reine Gemeindesteuer, das Aufkommen 

steht also den Städten und Gemeinden 

zu. Sie wurde bisher durch ein Bundes-

gesetz geregelt, das der Zustimmung der 

Länder im Bundesrat bedurfte. 

 

Der neue Gesetzentwurf orientiert sich 

an der tatsächlichen Wertentwicklung 

der Grundstücke und verteilt die Steuer-

last fair und gerecht. Der Verwaltungs-

aufwand für die Berechnung wird massiv 

verringert, die Wertermittlung den unter-

schiedlichen Wohngegebenheiten ange-

passt. Damit bleibt die Grundsteuer als 

wichtige Einnahmequelle der Städte und 

Gemeinden erhalten. 

 

Die bisherige Berechnung der Grund-

steuer basiert auf jahrzehntealten 

Grundstückswerten – im Westen werden 

die Grundstücke nach ihrem Wert im 

Jahre 1964 berücksichtigt, im Osten so-

gar nach dem Wert von 1935. Die Werte 

von Grundstücken und Gebäuden haben 

sich seit 1964/1935 sowohl im Westen 

wie im Osten sehr unterschiedlich entwi-

ckelt. Gegenwärtig werden dadurch für 

vergleichbare Immobilien sehr unter-

schiedliche Steuerzahlungen fällig. 

Diese – nicht begründbare – Ungleichbe-

handlung muss nach Maßgabe des 

höchsten Gerichts durch eine Reform 

beendet werden. 

 

Diese Reform muss wie beschrieben per 

Gesetz bis Ende dieses Jahres stehen. 

Die Behörden haben im Anschluss fünf 

Jahre Zeit für die administrative Umset-

zung (Datenerhebung etc.). Die Grund-

steuer würde dann spätestens ab dem 1. 

Januar 2025 auf Basis der neuen Werte 

festgesetzt. Bis Jahresende soll der Ge-

setzentwurf von Bundestag und Bundes-

rat beschlossen werden. 

 

Verfassungsfeste Neuregelung 

 

Das Ziel der geplanten Reform ist eine 

verfassungsfeste und gerechte Neurege-

lung, bei der das Gesamtaufkommen 

aus der Grundsteuer insgesamt gleich 

bleibt. Es geht ausdrücklich nicht um 

Mehreinnahmen der Kommunen – d. h. 

die Steuerpflichtigen insgesamt sollen 

nicht mehr Grundsteuer bezahlen. Aller-

dings ist es zwangsläufige Folge des Ur-

teils des Bundesverfassungsgerichts, 

dass es zu Veränderungen kommt. Ei-

nige werden etwas mehr zahlen, wäh-

rend andere weniger Grundsteuer zah-

len müssen. 

 

Ziel eines zweiten Gesetzentwurfs zur 

Änderung des Grundgesetzes ist die Be-

gründung einer uneingeschränkten kon-

kurrierenden Gesetzgebungskompetenz 

des Bundes für die Neuregelung des 
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Grundsteuer- und Bewertungsrechts: In 

Zukunft würde also nicht mehr begründet 

werden müssen, dass ein solches Ge-

setz (oder seine Änderung) nötig ist, um 

gleichwertige Lebensverhältnisse herzu-

stellen oder die Rechts- und Wirtschafts-

einheit im gesamtstaatlichen Interesse 

zu wahren. 

 

Zur Neufassung 

 

Die Berechnung der Grundsteuer soll 

sich weiterhin am Wert einer Immobilie 

orientieren. Es macht einen Unterschied, 

ob ein Haus oder eine Wohnung in einem 

begehrten Innenstadtviertel oder in einer 

weniger gefragten Randlage einer Met-

ropole steht, ob es sich in einer ländli-

chen Gemeinde oder in der Stadt befin-

det, ob ein Gewerbebetrieb in einer 

strukturschwachen Region angesiedelt 

ist oder in einer Großstadt. Als Grund-

lage der Bemessung der Grundsteuer 

sollen vor allem der Wert des Bodens 

und die durchschnittliche gezahlte Miete 

am jeweiligen Standort dienen. Für Im-

mobilien des sozialen Wohnungsbaus, 

kommunale sowie gemeinnützige Woh-

nungsbaugesellschaften und Woh-

nungsgenossenschaften sieht die Neu-

regelung unter bestimmten Vorausset-

zungen eine Begünstigung vor. Damit 

bleibt Wohnen bezahlbar. 

 

Sollte sich in einzelnen Kommunen das 

Grundsteueraufkommen wegen der 

Neubewertung dennoch erhöhen, be-

steht für die Kommunen die Möglichkeit, 

über niedrigere so genannte Hebesätze, 

die sie selbst festlegen, einer möglichen 

Mehrbelastung entgegenzuwirken.  

 

Die Kommunen haben bereits angekün-

digt, dass sie dies auch tun werden – 

denn eine Erhöhung der Grundsteuer 

wäre politisch für keinen Bürgermeister 

bzw. Bürgermeisterin vermittelbar. Au-

ßerdem sollen die Kommunen zukünftig 

über die so genannte Grundsteuer C die 

Möglichkeit erhalten, über ihren Hebe-

satz die Spekulation mit baureifen 

Grundstücken einzudämmen. 

 

 

 

Übersichtliche Kriterien 

 

Im Einzelnen: In die Berechnung der 

Grundsteuer nach dem Modell von Olaf 

Scholz und den Landesfinanzministerin-

nen und -ministern sollen künftig nur 

noch wenige, vergleichsweise einfach zu 

ermittelnde Parameter einfließen. Bei 

der Ermittlung der Grundsteuer für die 

Wohngrundstücke geht es konkret um 

fünf Punkte: Grundstücksfläche, Boden-

richtwert, Immobilienart, Alter des Ge-

bäudes, Mietniveaustufe. 

 

Zur Ermittlung der Grundsteuer für Ge-

werbegrundstücke soll die Zahl der von 

den Steuerpflichtigen zu erklärenden An-

gaben von bisher mehr als 30 auf maxi-

mal acht sinken. 

 

Falls diese Parameter nicht ohnehin be-

kannt sind, werden sie über das Internet 

abrufbar sein. Der administrative Auf-

wand verringert sich damit deutlich: Der 

kluge Einsatz digitaler Möglichkeiten bei 

der Datenerhebung und -bearbeitung 

macht das möglich und soll künftig für 

Entlastung sorgen. 

 

Die vom Bundesverfassungsgericht ge-

forderte Aktualisierung der Bewertung 

könnte alle sieben Jahre weitgehend au-

tomatisch erfolgen. Steuerpflichtige und 

Finanzverwaltung erhalten ausreichend 

Zeit, um sich auf die genannten Ände-

rungen einzustellen. 

 

Abweichungen vom Scholz-Modell 

 

In der Diskussion war auch das so ge-

nannte Flächenmodell, das ausschließ-

lich an der Fläche der Grundstücke und 

der vorhandenen Gebäude ansetzt. Die 

Werte der Grundstücke und der Ge-

bäude bleiben bei diesem Modell unbe-

rücksichtigt. Ein solches Modell ist auf 

der Basis des aktuellen Grundgesetzes 

nicht möglich – denn es gibt, wie be-

schrieben, für eine Neubegründung der 

Grundsteuer abweichend vom bisheri-

gen Modell keine Gesetzgebungskom-

petenz mehr. 

 

Vor allem das Bundesland Bayern hat in 

den Beratungen über die Neuregelung 
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der Grundsteuer gefordert, von einer 

bundeseinheitlichen Regelung abwei-

chen zu dürfen, um einen eigenen Weg 

gehen zu können. 

 

Diesem Wunsch soll nun ein gesonderter 

Gesetzentwurf Rechnung tragen, der die 

Grundgesetzänderungen umfasst und 

eine Abweichung von der bundeseinheit-

lichen Regelung möglich machen würde. 

Eine solche Möglichkeit ist seit der letz-

ten Föderalismusreform im Grundgesetz 

schon für verschiedene andere Rechts-

bereiche vorgesehen (etwa das Natur-

schutzrecht, das Jagdrecht, die Raum-

ordnung oder das Hochschulzulassungs-

recht). 

 

Aber: Für die Berechnung des Länderfi-

nanzausgleichs soll die bundeseinheitli-

che Regelung zugrunde gelegt werden. 

Damit hätten andere Bundesländer kei-

nen finanziellen Nachteil durch den Son-

derweg eines Landes wie Bayern. Das 

wird durch eine entsprechende Rege-

lung im Finanzausgleichsgesetz abgesi-

chert. 

 

Zur politischen Bewertung 

 

Achim Post, stellvertretender Fraktions-

vorsitzender, Bernhard Daldrup, kommu-

nalpolitischer Sprecher, und Lothar Bin-

ding, finanzpolitischer Sprecher der 

SPD-Bundestagsfraktion, betonen: „Der 

Kabinettbeschluss zur Grundsteuerre-

form ist ein wichtiger Etappenschritt, um 

die Grundsteuereinnahmen auch weiter-

hin sicherzustellen. Mit dem wertabhän-

gigen Modell von Bundesfinanzminister 

Olaf Scholz wird die Grundsteuer einfa-

cher, gerechter und zukunftsfähig. 

 

Die SPD-Fraktion steht an der Seite der 

Städte und Gemeinden in Deutschland. 

Deshalb ist für die SPD-Fraktion eine 

verfassungsfeste Grundsteuer ein zent-

raler Auftrag ihrer Regierungsarbeit. 

 

Mit dem Gesetzentwurf behält der Bund 

die Gesetzgebungskompetenz; die 

Grundsteuer kann nicht zur Disposition 

gestellt werden. Das wird jetzt auch im 

Grundgesetz zweifelsfrei festgeschrie-

ben. Zugleich wird den Bundesländern 

allerdings das Recht eingeräumt, abwei-

chende landesrechtliche Regelungen zur 

Grundsteuer zu erlassen. 

 

Nach monatelangen Verhandlungen hat 

die CSU in letzter Minute den mit den 

Ländern angestrebten Konsens verlas-

sen und eine solche Abweichungsmög-

lichkeit für einzelne Länder verlangt. Die 

CSU hat damit die Kommunen in 

Deutschland in Haftung genommen, um 

ihre eigenen parteipolitischen Ziele 

durchzusetzen. 

 

Eine Abweichungsmöglichkeit birgt die 

Gefahr einer Zersplitterung des Grund-

steuerrechts. Die einfache bundesein-

heitliche Regelung wird durch eine zu-

sätzliche bürokratische Regelung für ein-

zelne Länder gefährdet, im Zweifelsfall 

auf dem Rücken der Kommunen. Hinzu 

kommt: Das Flächenmodell, das die 

CSU nunmehr in Bayern einführen will, 

begünstigt vor allem wohlhabende Im-

mobilienbesitzer. Diese Grundsteuer à la 

CSU ist nicht einfach, sondern einfach 

ungerecht. Würde ein solches Modell in 

Deutschland weiter um sich greifen, 

wäre das ein Weg hin zu mehr Bürokra-

tie, weniger Gerechtigkeit und letztlich 

egoistischer Kleinstaaterei. 

 

Wir wissen zugleich um die Verantwor-

tung für die Handlungsfähigkeit unserer 

Städte und Gemeinden und die Notwen-

digkeit, eine Grundsteuerreform bis 

Ende des Jahres abzuschließen, um die 

Anforderungen des Bundesverfassungs-

gerichts zu erfüllen und das Grundsteu-

eraufkommen für die Kommunen zu si-

chern. 

 

Für uns ist dabei in jedem Fall klar: Es 

muss bei den Grundgesetzänderungen 

verlässlich sichergestellt sein, dass sich 

Bayern nicht auf Kosten anderer Bun-

desländer im Länderfinanzausgleich der 

Finanzverantwortung entzieht.“ 
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Das Wichtigste zusammengefasst: 

Das Bundesverfassungsgericht hat den 

Gesetzgeber verpflichtet, die Grund-

steuer neu zu regeln. Deshalb hat sich 

die Bundesregierung mit den Bundeslän-

dern auf einen Vorschlag geeinigt, der 

eine aufkommensneutrale Reform der 

Grundsteuer gewährleistet – auch wenn 

Veränderungen im Einzelfall nicht aus-

geschlossen werden können. Wichtig ist, 

dass Städte und Gemeinden eine solide 

finanzielle Basis für ihre Aufgaben ha-

ben. Das ist eine notwendige Grundvo-

raussetzung für gleichwertige Lebens-

verhältnisse überall in Deutschland. Der 

Bund wird künftig ausdrücklich die Ge-

setzgebungskompetenz für die Grund-

steuer bekommen. Die Länder erhalten 

zwar das Recht, davon abzuweichen – 

aber nicht auf Kosten der anderen. Die 

SPD-Fraktion hat dafür gesorgt, dass es 

im Länderfinanzausgleich bei einem ge-

rechten Ausgleich bleibt, der nach dem 

Modell des Bundes berechnet wird. 

 

 

 

 

 

 

BILDUNG 

DER MINDESTLOHN 
FÜR AUSZUBILDENDE 
KOMMT 

 
Auszubildende sind die Zukunft der Be-

triebe in unserem Land. Sie lernen und 

packen mit an. Ihre Leistung verdient 

deshalb Respekt und eine ordentliche 

Bezahlung. In den Koalitionsverhandlun-

gen hatten die Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten eine Mindestvergü-

tung für Azubis durchgesetzt. 

 

Jetzt ist es soweit: In dieser Woche hat 

der Bundestag in erster Lesung den Ge-

setzentwurf der Bundesregierung zur 

„Modernisierung und Stärkung der beruf-

lichen Bildung“ (BBiG) beraten. 

 

Mit dem geplanten Gesetz geht die Koa-

lition auf wichtige Trends und Herausfor-

derungen in der beruflichen Bildung ein 

und schafft so den rechtlichen Rahmen, 

um die duale Berufsausbildung fit für die 

Zukunft zu machen. 

 

Die Mindestausbildungsvergütung, kurz 

der Azubi-Mindestlohn, ist die größte 

Verbesserung dieser Reform, denn gut 

ausgebildete Fachkräfte brauchen eine 

sichere finanzielle Grundlage – schon 

während ihrer Ausbildung. 

 

Vergütungen steigen an 

 

Schon jetzt sind alle Betriebe verpflich-

tet, ihren Auszubildenden „eine ange-

messene Ausbildungsvergütung“ zu zah-

len. Und trotzdem bekommen Auszubil-

dende in manchen Betrieben und Regio-

nen eine sehr geringe Vergütung. Das 

macht einige Ausbildungen unattraktiv 

und spiegelt nicht die Leistung der Aus-

zubildenden in ihrem Betrieb wider. Mit 

der MAV wird diese Verpflichtung für „an-

gemessene Ausbildungsvergütungen“ 

endlich konkretisiert und im Berufsbil-

dungsgesetz verankert. Die Mindest-

höhe der Vergütung für eine Ausbildung 

wird zunächst von 2020 an auf 515 Euro 

für das 1. Lehrjahr festgelegt und sich bis 

ins 3. Lehrjahr um 35 Prozent auf 695 

Euro erhöhen. 

 

Die MAV ist der neue Mindestlohn für 

Azubis und definiert, was der Ausbil-

dungsbetrieb dem Azubi mindestens zu 

zahlen hat. Die SPD-Fraktion hat dar-

über hinaus erreicht, dass die Vergütun-

gen mit fortschreitender Ausbildung in 

den nächsten Jahren deutlich steigen 

werden. In den Jahren 2021, 2022 und 

2023 erhöht sich demnach die MAV im 1. 

Lehrjahr in weiteren Schritten von 550 

Euro über 585 Euro bis auf 620 Euro. 

Durch die prozentuale Anpassung wird 

sie dann im 3. Ausbildungsjahr 2025 

schlussendlich 837 Euro betragen. Diese 

Beträge werden auch in Zukunft weiter 

fortgeschrieben und erhöhen sich ent-

sprechend. 
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Wichtig ist dabei: Die Ausbildungsvergü-

tung regelt sich weiter nach Tarifvertrag, 

der zwischen Sozialpartnern ausgehan-

delt wird. Die MAV sichert künftig aber 

eine untere Grenze. Nur tarifgebundene 

Ausbildungsbetriebe können ihren Aus-

zubildenden die für sie geltenden tarifli-

chen Ausbildungsvergütungen zahlen, 

wenn diese noch unter den oben ge-

nannten Sätzen liegen. Sie sollten bis 

zum Jahr 2024 an die Sätze der gesetz-

lichen MAV herangeführt werden. Maß-

geblich ist die tarifliche Ausbildungsver-

gütung. 
  
Ohne den engagierten Einsatz des DGB 

und der Gewerkschaften insgesamt und 

dem BDA wäre dieses Ergebnis nicht zu 

Stande gekommen. Damit wird auch 

deutlich, dass die Arbeitgeber eigentlich 

wissen, dass es dringend an der Zeit ist, 

ihre Azubis besser zu bezahlen – und 

dazu auch bereit sind. 
 

Da Jugendliche in der Ausbildung aktuell 

nicht vom Mindestlohn erfasst werden, 

schließt die MAV eine wichtige Lücke. 

Die SPD-Bundestagsfraktion ist stolz da-

rauf, dass sie gegen Widerstände des 

Wirtschaftsministeriums und die Untätig-

keit der Bildungsministerin die MAV 

durchsetzen konnte und dieses wichtige 

Gesetz nun in die parlamentarischen Be-

ratungen geht. 
 

Weitere wichtige Neuerungen 
 

Neben der Mindestausbildungsvergü-

tung bringt der Gesetzentwurf noch an-

dere Neuerungen auf den Weg. So wird 

beispielsweise jetzt die Möglichkeit der 

Teilzeitberufsausbildung auf alle Auszu-

bildenden ausgeweitet. Das ist insbeson-

dere eine Chance für lernbeeinträchtigte 

Personen, Menschen mit Behinderung 

und Geflüchtete. 
 

Das Gesetz soll am 1. Januar 2020 in 

Kraft treten. In den anstehenden Bera-

tungen zum Gesetzentwurf will die SPD-

Fraktion weitere Verbesserungen errei-

chen, zum Beispiel bei der Ausbildungs-

qualität. Außerdem will die Fraktion die 

Rahmenbedingungen für Auszubildende 

verbessern, wenn es um Freistellung für 

Berufsschulzeiten geht. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Mindestlohn für Auszubildende 

kommt. Mit einem Gesetz zur Moderni-

sierung der Berufsausbildung soll end-

lich eine Mindestvergütung für Auszubil-

dende eingeführt werden – eine langjäh-

rige Forderung der SPD-

Bundestagsfraktion. Die Vergütungs-

höhe steigt in Abhängigkeit vom Beginn 

der Ausbildung und dem Ausbildungs-

jahr an. Außerdem soll eine Teilzeitbe-

rufsausbildung für alle Azubis möglich 

werden. 

 

 

 

GESUNDHEITSPOLITIK 

BUNDESTAG 
DEBATTIERT ÜBER 
ORGANSPENDE 

 
Der Bundestag hat am Mittwoch über 

eine Neuregelung der Organspende de-

battiert. Die Kernfrage: Sollen die Men-

schen einer späteren Organspende aktiv 

zustimmen oder sollen alle automatisch 

Organspender sein, wenn sie nicht wi-

dersprechen? 

 

Mehr als 9000 Menschen warten derzeit 

in Deutschland auf eine Organtransplan-

tation. Im Jahr 2018 haben 955 Men-

schen nach ihrem Tod ihre Organe ge-

spendet. Und auch wenn das erstmals 

seit 2010 einen Anstieg der Zahlen be-

deutet, ist klar: Die Anzahl von Organ-

spendern reicht bei weitem nicht aus, da-

mit alle Menschen ein Spenderorgan be-

kommen, die es benötigen. 

 

 

Menschen wollen spenden, tun es 

aber nicht 

 

Neben besseren Bedingungen in den 

Krankenhäusern – die die Koalition mit 

den Änderungen des Transplantations-

gesetzes bereits beschlossen hat – 

braucht es dafür vor allem eine höhere 
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Bereitschaft zur Organspende der Bevöl-

kerung. Denn bisher stehen zwar laut ei-

ner aktuellen Befragung der Bundes-

zentrale für gesundheitliche Aufklärung 

rund 84 Prozent der Menschen einer Or-

gan- und Gewebespende eher positiv 

gegenüber. Allerdings liegt der Anteil der 

Menschen mit Organspendeausweis nur 

bei 36 Prozent.  

 

Bisher müssen sich Menschen aktiv da-

für entscheiden, wenn sie nach einem 

Hirntod ihre Organe spenden wollen. 

Das Problem: Viele Menschen beschäfti-

gen sich gar nicht erst mit der Frage, ob 

sie dafür bereit sind.  

 

Der Bundestag hat deshalb am Mittwoch 

darüber diskutiert, wie die Bereitschaft 

zur Organspende besser gefördert wer-

den kann. Konkret ging es um zwei Ge-

setzentwürfe zur Neuregelung der Or-

ganspende, die beide von fraktionsüber-

greifenden Abgeordnetengruppen vor-

gelegt wurden. Da es sich bei der Organ-

spende um eine grundlegende ethische 

Frage handelt, werden keine Fraktions-

positionen festgelegt.  

 

Widerspruchslösung 

 

Den ersten Entwurf hat eine Gruppe von 

Abgeordneten um den SPD-

Fraktionsvize Karl Lauterbach erarbeitet. 

Er sieht die Einführung einer Wider-

spruchslösung vor. Damit wären alle 

Bürgerinnen und Bürger, die 16 Jahre alt 

sind, automatisch Organspender. Wenn 

sie nicht spenden wollen, können sie je-

derzeit widersprechen.  

 

Diesen Widerspruch können die Bürge-

rinnen und Bürger in einem bundeswei-

ten Register eintragen. Sie können die-

sen Eintrag selbst erstellen, ändern oder 

löschen. Ärzte, die Organ- und Gewebe-

entnahmen vornehmen, müssen vorher 

prüfen, ob eine Erklärung des möglichen 

Spenders vorliegt. Im Zweifel können 

auch die nächsten Angehörigen über 

eine Organspende entscheiden, wenn 

sie glaubhaft machen können, dass der 

Betroffene kein Spender sein wollte. 

 

 

Karl Lauterbach sagte in der Debatte: 

„Mehr als die Hälfte der Menschen, die 

eigentlich spenden wollen, tun das nie, 

weil sie es nicht dokumentiert haben“. 

Hier versage das bisherige System. Für 

ihn ist deshalb die Widerspruchslösung 

auch ethisch geboten. Es müsse zumin-

dest die Pflicht geben, sich mit dem 

Thema auseinanderzusetzen und zu wi-

dersprechen, wenn man nicht spenden 

wolle. 

 

Entscheidungslösung 

 

Der zweite Gesetzentwurf kommt von ei-

ner Abgeordnetengruppe um die SPD-

Gesundheitspolitikerin Hilde Mattheis. Er 

setzt weiterhin auf eine freiwillige Ent-

scheidung und ausdrückliche Zustim-

mung zu einer späteren Organspende.  

 

Allerdings sollen sich möglichst alle Bür-

gerinnen und Bürger mit der Frage der 

Organspende auseinandersetzen und 

ihre Entscheidung dokumentieren. Ein 

bundesweites Online-Register soll es 

den Menschen möglichst einfach ma-

chen, sich als Organspender zu registrie-

ren. Auch bei den zuständigen Stellen für 

die Ausstellung und Ausgabe von Aus-

weisen sollen Bürgerinnen und Bürger 

über das Thema informiert werden und 

die Möglichkeit bekommen, direkt vor Ort 

ihre Entscheidung zu dokumentieren.  

 

Der Entwurf sieht vor, dass auch die 

Hausärztinnen und Hausärzte ihre Pati-

entinnen und Patienten alle zwei Jahre 

aktiv über Organ- und Gewebespende 

aufklären und zu einer Eintragung in das 

Online-Register ermuntern. 

 

Hilde Mattheis sagte in der Debatte: „Wir 

wollen die Zustimmung ganz aktiv abho-

len: bei den Ausweisstellen, beim Haus-

arzt oder bei Erste-Hilfe-Kursen“. Das 

Selbstbestimmungsrecht der Bevölke-

rung sei ein hohes Gut. Und nur bei der 

Zustimmungslösung sei sichergestellt, 

dass sich die Menschen mit der Frage 

nach Organspende auch umfassend be-

fasst hätten.  
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Die beiden Gruppenentwürfe gehen jetzt 

zur weiteren Bearbeitung in den Gesund-

heitsausschuss, im Herbst will der Bun-

destag über die endgültige Neuregelung 

bei der Organspende abstimmen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Bundestag hat zwei fraktionsüber-

greifende Anträge debattiert, die das Ziel 

haben, die Bereitschaft zur Organ-

spende zu erhöhen: Bei der Wider-

spruchslösung sollen alle Menschen Or-

ganspender sein, wenn sie nicht wider-

sprechen. Bei der Entscheidungslösung 

sollen sich die Menschen aktiv für eine 

Spende entscheiden. Der Bundestag will 

im Herbst über die Neuregelung abstim-

men. 

 

HAUSHALT 

KABINETT 
BESCHLIEßT 
HAUSHALT 2020 

 
Am Mittwoch hat die Bundesregierung 

den Entwurf des Bundeshaushalts für 

2020 beschlossen. Bundesfinanzminis-

ter Olaf Scholz (SPD) hat einen Haus-

haltsentwurf vorgelegt, der Investitionen 

auf Rekordhöhe vorsieht und zugleich 

den sozialen Zusammenhalt verstärkt. 

Insgesamt sind Ausgaben in Höhe von 

359,9 Milliarden Euro geplant. 
 

Trotz weniger stark steigender Steuer-

einnahmen bleibt der Etat ausgeglichen 

– es wird keine neuen Schulden geben. 

Zugleich wird eine gesamtstaatliche 

Schuldenstandsquote von unter 60 Pro-

zent des Bruttoinlandsprodukts abgesi-

chert. Damit erfüllt die Koalition eine 

zentrale haushaltspolitische Vorgabe 

des Koalitionsvertrages. 
 

Die Priorität des Haushalts samt der Fi-

nanzplanung bis 2023 liegt auf der Ge-

staltung eines modernen und zukunftsfä-

higen Landes mit einem konkreten 

Schwerpunkt auf Zusammenhalt, Ge-

rechtigkeit und einem verstärkten Klima-

schutz. 

Beispielsweise werden 2021 abermals 

das Kindergeld und der Kinderfreibetrag 

erhöht – beides hilft vor allem Familien 

mit wenig Einkommen. Auch die Kitage-

bühren sinken, das Betreuungsangebot 

dagegen wächst. Die kalte Progression 

(versteckte Steuererhöhungen) wird aus-

geglichen, der Solidaritätszuschlag von 

2021 an für 90 Prozent aller Zahler kom-

plett abgeschafft. 
 

Mehr für Bildung und Qualifizierung 
 

Es wird mehr bezahlbare Mietwohnun-

gen, mehr sozialen Wohnungsbau ge-

ben, und Familien werden mit dem Bau-

kindergeld unterstützt, wenn sie Eigen-

tum kaufen wollen. 
 

Die Koalition wird dem Entwurf zufolge 

noch massiver in Bildung und Qualifizie-

rung investieren. So bekommen Lang-

zeitarbeitslose durch einen neu geschaf-

fenen so genannten sozialen Arbeits-

markt eine Chance, wieder in Arbeit zu 

kommen. 
 

Die Koalition wird mit gezielten Impulsen 

bei der Innovationsfähigkeit auch die 

Wirtschaft unterstützen. Beinahe 40 Mil-

liarden Euro stehen bis 2023 jedes Jahr 

für Investitionen in Infrastruktur, Bildung, 

Bau, Forschung und Entwicklung bereit. 

Besondere Aufmerksamkeit widmet der 

Haushaltsplan der digitalen Zukunft. So 

gibt es Milliardenaufwendungen für den 

Bereich Künstliche Intelligenz oder den 

Digitalpakt Schule, mit dem die Schulen 

bundesweit besser ausgestattet werden 

können. 
 

Außerdem unterstützt der Bund die Re-

gionen, die vom Braunkohleausstieg be-

sonders stark betroffen sind. 
 

Schließlich der Klimaschutz: Die Koali-

tion wird ihre Anstrengungen nochmal 

erhöhen, um den Ausstoß von Treib-

hausgasen zu mindern. Dazu erarbeitet 

zum Beispiel das extra eingesetzte Kli-

makabinett derzeit ein Programm für ei-

nen Klimaschutzplan 2030 bis 2050. Die 

konkreten Förderprogramme werden 

dann durch den so genannten Energie- 

und Klimafonds finanziert, der Bestand-

teil des Bundeshaushalts ist. 
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Grundrente darf nicht am Geld 

scheitern 

 

Achim Post, stellvertretender SPD-

Fraktionsvorsitzender, sagt: „Der Regie-

rungsentwurf bringt solide Finanzen mit 

starken Investitionen und mehr sozialem 

Zusammenhalt zusammen. 

 

Es ist eine beachtliche Leistung, einen 

solchen finanziell soliden und sozial aus-

gewogenen Zukunftshaushalt auch dann 

vorzulegen, wenn gleichzeitig die finan-

ziellen und ökonomischen Rahmenbe-

dingungen schwieriger werden.  

 

Selbstverständlich wird über einige 

Punkte im weiteren parlamentarischen 

Verfahren noch zu reden sein. Die SPD-

Fraktion geht in diese Debatte mit einer 

klaren Prioritätensetzung: Wir wollen die 

Steuergelder für Bildung, Digitalisierung, 

neue Technologien und den sozialen Zu-

sammenhalt unseres Landes nutzen. 

Und das heißt für uns auch, dass ein so 

elementares Gerechtigkeitsprojekt wie 

die Grundrente nicht am Geld scheitern 

darf.“ 

 

 

 

 

 

MIETEN UND WOHNEN 

FÜR BEZAHLBARE 
MIETEN: KOALITION 
WILL WOHNGELD 
STÄRKEN  

 
Mit einer Reform des Wohngeldes will 

die Koalition dafür sorgen, dass Men-

schen mit wenig Geld auf dem Mietmarkt 

nicht abgehängt werden. Am Freitag hat 

der Bundestag in erster Lesung einen 

Gesetzentwurf der Bundesregierung de-

battiert. 

 

Für viele Menschen in Deutschland wird 

es immer schwieriger, bezahlbare Woh-

nungen zu finden. Vor allem in den Groß-

städten sind die Mieten in den letzten 

Jahren enorm gestiegen. Und besonders 

Menschen mit geringen Einkommen lei-

den unter dieser Entwicklung. Obwohl 

viele von ihnen mit dem Wohngeld be-

reits einen staatlichen Zuschuss erhal-

ten, wird es für sie immer schwieriger, 

bezahlbaren Wohnraum zu finden.  

 

Die Koalition will diese Menschen künftig 

noch besser unterstützen. Das Ziel des 

geplanten Gesetzes: Wohnen soll auch 

für einkommensschwache Haushalte be-

zahlbar bleiben. Deshalb soll es nicht nur 

mehr Wohngeld geben, es sollen auch 

mehr Haushalte Wohngeld erhalten.  

 

Dafür will die Koalition das Wohngeld 

von 2020 an alle zwei Jahre automatisch 

an die Miet- und Einkommensentwick-

lung anpassen. Bisher wurde es nur in 

unregelmäßigen Abständen angepasst, 

zuletzt zum 1. Januar 2016.  

 

Zudem will die Bundesregierung die 

Miethöchstbeträge nach Mietstufen ge-

staffelt anheben. Die Miethöchstbeträge 

bestimmen den Betrag der Miete, die mit 

Wohngeld bezuschusst werden kann. Je 

höher sie liegen, desto höher kann das 

Wohngeld für betroffene Mieterinnen und 

Mieter ausfallen. Die Miethöchstbeträge 

in den Regionen mit stark steigenden 

Mieten, vor allem in den Ballungsräu-

men, werden überdurchschnittlich ange-

hoben.  

 

Außerdem will die Koalition eine neue 

Mietenstufe VII einführen, mit der der im-

mer stärkeren Mietenspreizung Rech-

nung getragen wird. Damit können Haus-

halte in Kreisen und Gemeinden mit ei-

ner Abweichung des Mietenniveaus von 

35 Prozent und höher gegenüber dem 

Bundesdurchschnitt nun stärker durch 

das Wohngeld bezuschusst werden. 

 

Diese Maßnahmen führen insgesamt 

dazu, dass es vom 01. Januar 2020 an 

mehr Wohngeld für mehr Menschen ge-

ben wird. Von der geplanten Reform pro-

fitieren insgesamt rund 660.000 Haus-

halte. Zum Vergleich: Ohne Neuregelung 

würde sich die Zahl dieser Haushalte bis 

Ende 2020 voraussichtlich auf rund 

470.000 reduzieren. Rund 180.000 
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Haushalte werden durch die Reform neu 

oder wieder einen Anspruch auf Wohn-

geld erhalten.  

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Mit 

einer Reform des Wohngeldes will die 

Koalition Haushalte mit geringen Ein-

kommen bei den Wohnkosten entlasten. 

Es soll mehr Wohngeld geben, und es 

sollen mehr Haushalte Wohngeld erhal-

ten. Zudem wird das Wohngeld mit dem 

geplanten Gesetz erstmals automatisch 

alle zwei Jahre an die Miet- und Einkom-

mensentwicklung angepasst. 

 

 

FINANZEN 

FORSCHENDE 
UNTERNEHMEN 
WERDEN STÄRKER 
GEFÖRDERT 

 
Unternehmen, die in Forschung und die 

Entwicklung neuer Produkte investieren, 

sollen künftig steuerlich gefördert wer-

den. Das sieht ein Gesetzentwurf der 

Bundesregierung vor, den der Bundes-

tag am Donnerstag erstmals beraten hat. 

 

Investitionen in Forschung und Entwick-

lung (FuE) sind der Schlüssel für nach-

haltigen wirtschaftlichen Erfolg. Sie füh-

ren zu einer weiteren Steigerung der In-

novations- und Wettbewerbsfähigkeit. 

 

Deshalb haben die Koalitionspartner 

schon 2018 vereinbart, dass der Bund 

gemeinsam mit den Ländern und der 

Wirtschaft bis 2025 mindestens 3,5 Pro-

zent des Bruttoinlandsproduktes für For-

schung und Entwicklung aufwenden soll. 

 

Um dieses Ziel zu erreichen, will die Bun-

desregierung künftig Unternehmen auch 

steuerlich fördern, wenn sie in For-

schung und Entwicklung investieren. Zu-

sätzlich soll dadurch der Unternehmens-

standort Deutschland attraktiver werden, 

insbesondere für kleine und mittlere Un-

ternehmen. 

Personalkosten in der Forschung 

werden gefördert 

 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 

sieht vor, dass Unternehmen in Deutsch-

land von 2020 an mit jährlich bis zu 

500.000 Euro steuerlich unterstützt wer-

den, wenn sie in Forschung und Entwick-

lung investieren. 

 

Geplant ist eine steuerliche Forschungs-

zulage, die in der Grundlagenforschung, 

industriellen Forschung und experimen-

tellen Entwicklung für alle steuerpflichti-

gen Unternehmen unabhängig von 

Größe oder Branche gelten soll.  

Ansetzen soll die unbefristete Förderung 

bei den Personalkosten. Das heißt, Un-

ternehmen können künftig die Lohnkos-

ten für die in Forschung und Entwicklung 

beschäftigten Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer geltend machen. 

 

Das eröffnet nebenbei auch mehr Be-

schäftigungsperspektiven für Forsche-

rinnen und Forscher. Das Finanzministe-

rium rechnet mit Gesamtkosten von jähr-

lich etwa 1,25 Milliarden Euro. Die Kos-

ten sollen sich Bund und Länder teilen. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung 

sieht vor, dass Unternehmen in Deutsch-

land von 2020 an mit jährlich bis zu 

500.000 Euro steuerlich unterstützt wer-

den, wenn sie in Forschung und Entwick-

lung investieren. Personalkosten im For-

schungsbereich können steuerlich gel-

tend gemacht werden. 
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INNENPOLITIK 

ÄNDERUNG DES 
STAATSANGEHÖRIG-
KEITSGESETZES 

 
Am Donnerstag hat der Bundestag in 

2./3. Lesung den Entwurf eines Dritten 

Gesetzes zur Änderung des Staatsange-

hörigkeitsgesetzes verabschiedet. 

 

Mit dem Gesetz soll ein Verlusttatbe-

stand für deutsche IS-Kämpfer einge-

führt werden, sofern sie eine zusätzliche 

Staatsangehörigkeit besitzen. Zudem 

soll klargestellt werden, dass Menschen, 

die in Mehrehe leben, nicht eingebürgert 

werden können. Weitere Änderungen 

sind eine längere Rücknahmefrist rechts-

widriger Einbürgerungen und die Fest-

setzung einer geklärten Identität als ge-

setzliche Voraussetzung. Die wichtigsten 

Punkte im Einzelnen: 

 

IS-Kämpferinnen und –Kämpfer 

 

Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, in das 

Staatsangehörigkeitsgesetz einen Ver-

lusttatbestand einzufügen, nach dem 

Deutsche, die sich an Kampfhandlungen 

einer terroristischen Vereinigung im Aus-

land konkret beteiligen, die deutsche 

Staatsangehörigkeit verlieren, wenn sie 

eine zusätzliche Staatsangehörigkeit be-

sitzen. Das betrifft nur Personen, die 

eine weitere Staatsangehörigkeit (Mehr-

staater) haben. Damit wird ausgeschlos-

sen, dass Betroffene durch den Verlust 

der deutschen Staatsangehörigkeit staa-

tenlos werden. 

 

Das Bundeskabinett hatte am 3. April ei-

nen entsprechenden Gesetzentwurf be-

schlossen, der Bundestag am 16. Mai 

zum ersten Mal darüber debattiert. Am 

24 Juni hatte der Innenausschuss eine 

Anhörung mit Sachverständigen dazu 

durchgeführt. Deren Empfehlungen wur-

den nun in einen Änderungsantrag der 

Koalitionsfraktionen eingearbeitet, so-

dass im Gesetzentwurf Präzisierungen 

aufgenommen werden. 

Identitätsfeststellung 

 

Auch heute schon ist die Klärung offener 

Identitätsfragen zwingende Vorausset-

zung für die Einbürgerung. Mit dem Än-

derungsantrag wird die gesicherte Fest-

stellung der Identität und Staatsangehö-

rigkeit einer Person nun auch als gesetz-

liche Einbürgerungsvoraussetzung nor-

miert. Diese Regelung ist notwendig, 

weil ein klares Interesse des Staates be-

steht, zu verhindern, dass ein und die-

selbe Person im Rechtsverkehr mit un-

terschiedlichen Identitäten und amtlichen 

Ausweispapieren auftreten kann. 

 

Zudem besteht auch ein öffentliches In-

teresse daran, dass die Einbürgerungs-

urkunde richtig ist – was eine Überprü-

fung der Identitätsangaben erforderlich 

macht. 

 

Für diejenigen, denen eine Klärung ihrer 

Identität oder Staatsangehörigkeit nicht 

möglich ist, wird es eine Härtefallrege-

lung geben, die Geflüchteten nützt, die 

es nicht in Schuld haben, dass eine Klä-

rung ihrer Identität oder Staatsangehö-

rigkeit nicht möglich ist. 

 

Mehrehe/Vielehe 

 

Mit dem Gesetz soll außerdem klarge-

stellt werden, dass Menschen, die in 

Mehrehe leben, nicht eingebürgert wer-

den können. Denn das Eingehen einer 

Mehrehe ist nach deutschem Recht 

strafbar (§ 172 Strafgesetzbuch). 

 

Es ist für die SPD-Bundestagsfraktion 

vollkommen klar, dass Menschen, die zu 

uns gekommen sind und heute selbst-

verständlicher Teil unserer Gesellschaft 

geworden sind, in viel größerem Umfang 

eingebürgert werden sollten als bislang. 

Dieses Vorhaben wird jedoch hinter-trie-

ben, wenn gleichzeitig darauf verzichtet 

wird, ein mit dem Grundgesetz unverein-

bares patriarchales Eheverständnis zu 

einem Ausschlussgrund bei der Einbür-

gerung zu erklären. Für das deutsche 

Verständnis ist die Einehe prägend, was 

sich nicht nur aus dem strafrechtlichen 

Verbot der Mehrehe, sondern auch aus 
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den einschlägigen zivil- und verfas-

sungsrechtlichen Vorschriften ergibt. 

 

Wegen der gesellschaftlich-kulturellen 

Prägung und der straf- und verfassungs-

rechtlichen Verankerung der Einehe ist 

es notwendig, den Grundsatz der Einehe 

nicht nur für die Einbürgerung von Ehe-

gatt*innen oder Lebenspartner*innen 

deutscher Staatsangehöriger – wie 

heute schon im Gesetz vorgeschrieben –

, sondern grundsätzlich auch von allen 

übrigen Einbürgerungsbewerber*innen 

zu verlangen. 

 

Vor diesem Hintergrund wird nun klarge-

stellt, dass Personen, die in Mehrehe le-

ben, nicht eingebürgert werden können. 

Dafür werden §§ 8 und 10 Staatsange-

hörigkeitsgesetz (StAG) dahingehend er-

gänzt, dass eine „Einordnung in die deut-

schen Lebensverhältnisse“ bei einer Ein-

bürgerung nach diesen Vorschriften ge-

währleistet sein muss. 

 

Das Tatbestandsmerkmal „Einordnung 

in die deutschen Lebensverhältnisse“ ist 

übrigens nicht neu. Es findet sich auch 

jetzt schon im gelten Recht. Da solch ein 

Ausschlussgrund im geltenden Recht für 

die Einbürgerung von Ehegatt*innen be-

reits geregelt ist, ist es erst recht erfor-

derlich, auch für Einbürgerungen nach 

§§ 8 und 10 StAG einen entsprechenden 

Ausschlussgrund zu schaffen. 

 

Und weil kulturelle oder politische Ein-

stellungen dabei keine Rolle spielen, 

kann keine Rede davon sein, dass die 

Einbürgerungsvoraussetzung der „Ein-

ordnung in die deutschen Lebensverhält-

nisse“ eine wie auch immer ausgestal-

tete Leitkulturprüfung erforderlich macht 

oder ermöglicht. Vielmehr dient die For-

mulierung nur als Ausschlussgrund für 

Fälle von Mehrehe. 

 

Das wird die Koalition jetzt noch klarer 

herausstellen. Dafür wird mithilfe des 

oben genannten Änderungsantrages die 

Einbürgerungsvoraussetzung der „Ein-

ordnung in die deutschen Lebensverhält-

nisse“ in § 10 Staatsangehörigkeitsrecht 

um den Zusatz ergänzt, dass die betref-

fende Person „insbesondere […] nicht 

gleichzeitig mit mehreren Ehegatten ver-

heiratet ist“. Diese Ergänzung geht zu-

rück auf einen Vorschlag mehrerer Sach-

verständiger bei der öffentlichen Anhö-

rung. 

 

Durch die Ergänzung wird die Einord-

nung in die deutschen Lebensverhält-

nisse“ konkretisiert, indem Mehrehe als 

Regelbeispiel normiert wird. So wird 

auch gesetzlich festgelegt, was das Par-

lament als Gesetzgeber unter diesem 

Begriff versteht, damit es hinterher nicht 

zu Auslegungsproblemen kommt. 

 

Diese Formulierung bedeutet ausdrück-

lich nicht, dass mit der Einordnung in die 

deutschen Lebensverhältnisse viele wei-

tere Konstellationen neben der Mehrehe 

gemeint sind. Vielmehr gibt der Zusatz 

„insbesondere“ vor, dass mögliche an-

dere Fälle in Schwere und Bedeutung 

dem der Mehrehe entsprechen müssen. 

Dadurch ist sichergestellt, dass niemand 

eigenmächtig oder gar willkürlich von der 

Einbürgerung ausgeschlossen wird. 

 

Rücknahmefrist 

 

Im aktuell geltenden Recht heißt es: 

„Eine rechtswidrige Einbürgerung oder 

eine rechtswidrige Genehmigung zur 

Beibehaltung der deutschen Staatsange-

hörigkeit kann nur zurückgenommen 

werden, wenn der Verwaltungsakt durch 

arglistige Täuschung, Drohung oder Be-

stechung oder durch vorsätzlich unrich-

tige oder unvollständige Angaben, die 

wesentlich für seinen Erlass gewesen 

sind, erwirkt worden ist.“ Dafür gilt eine 

Rücknahmefrist von fünf Jahren. 

 

In der Praxis zeigt sich aber, dass das 

nicht genügt, denn häufig ergeben sich 

erst deutlich im Nachhinein Anhalts-

punkte dafür, dass vorsätzlich eine fal-

sche Identität angegeben, ein falsches 

Bekenntnis oder andere falsche Erklä-

rungen zu extremistischen Betätigungen 

abgegeben wurden. Deshalb wird die be-

stehende Fünf-Jahres-Rücknahmefrist 

auf zehn Jahre verlängert. Diese Rege-

lung zielt – wie bisher – nur auf diejeni-

gen ab, die bewusst und vorsätzlich fal-

sche Angaben zu ihrer Identität oder 
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Staatsangehörigkeit gemacht haben. Es 

geht nicht um eine Staatsangehörigkeit 

auf Probe. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Bundestag hat Änderungen beim 

Staatsangehörigkeitsrecht beschlossen. 

Das entsprechende Gesetz sieht vor, 

dass Deutsche mit einer weiteren Staats-

angehörigkeit, die an Kampfhandlungen 

für eine terroristische Vereinigung im 

Aus-land teilgenommen haben, die deut-

sche Staatsangehörigkeit verlieren. Wei-

tere Regelungen betreffen insbesondere 

den Ausschluss der Einbürgerung bei 

Mehrehen und die Voraussetzungen ei-

ner geklärten Identität. 

 

 

 

SOZIALPOLITIK 

FÜR EINE 
REIBUNGSLOSE 
UMSETZUNG DES 
BUNDSTEILHABE-
GESETZES 

 
Bereits in der letzten Legislaturperiode 

wurde das Bundesteilhabegesetz verab-

schiedet, um die bisherigen Leistungen 

für Menschen mit Behinderungen zu ei-

nem modernen Teilhaberecht weiterzu-

entwickeln. 

 

Die Leistungen der Eingliederungshilfe 

für Behinderte werden vom 1. Januar 

2020 an vereinfacht und auf Personen 

fokussiert werden. Zukünftig wird es 

keine Unterscheidung nach ambulanten, 

teilstationären und stationären Leistun-

gen mehr geben. Die Unterstützung er-

wachsener Menschen mit Behinderun-

gen wird nicht mehr an eine bestimmte 

Wohnform geknüpft, sondern am not-

wendigen individuellen Bedarf ausge-

richtet sein. 

 

Mit den Änderungen des Neunten und 

des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, 

die der Bundestag am Freitag beraten 

hat, sollen mehr Rechtssicherheit und 

Klarheit für den anstehenden System-

wechsel geschaffen werden. 

 

Ein Großteil der Änderungen ist das Er-

gebnis der Empfehlungen der vom Bun-

dessozialministerium eingerichteten „Ar-

beitsgruppe Personenzentrierung“, der 

unter anderem die Leistungsträger, Leis-

tungserbringer und Fachverbände für 

Menschen mit Behinderungen angehö-

ren. 

 

Im Jahr 2018 wurden so Vorschläge zur 

verbesserten Umsetzung des Bundes-

teilhabegesetzes erarbeitet, die mit die-

sen Änderungen beraten werden. Dazu 

gehört zum Beispiel auch mehr Klarheit 

hinsichtlich der Regelungen für die Un-

terkunftskosten der besonderen Wohn-

form. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Mit 

einer geplanten Änderung des Neunten 

und Zwölften Sozialgesetzbuches sollen 

die bereits beschlossen Verbesserungen 

bei Leistungen der Eingliederungshilfe 

für Behinderte rechtssicher vorbereitet 

werden für einen Systemwechsel. Denn 

künftig wird es keine Unterscheidung 

nach ambulanten, teilstationären und 

stationären Leistungen mehr geben. 

 

 

 

RECHTSPOLITIK 

REHABILITIERUNG 
VON SED-OPFERN 
VERBESSERN  

 
Menschen, die in der DDR politisch ver-

folgt wurden, haben ein Recht auf Reha-

bilitierung. Mit einem Gesetz will die Bun-

desregierung die Bedingungen dafür ver-

bessern. Am Freitag hat das Parlament 

in erster Lesung den Gesetzentwurf de-

battiert. 
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Mehrere hunderttausend Menschen sind 

in der ehemaligen DDR Opfer politischer 

Strafjustiz geworden. Sie wurden aus po-

litischen Gründen verurteilt und inhaf-

tiert, in psychiatrische Einrichtungen ge-

steckt oder landeten als Kinder und Ju-

gendliche in Heimen. 

 

In der Bundesrepublik haben die Be-

troffenen gemäß den Gesetzen zur Re-

habilitierung von Opfern rechtsstaatswid-

riger Maßnahmen in der Deutschen De-

mokratischen Republik (DDR) ein Recht 

auf Rehabilitierung und Entschädigung. 

Und auch 30 Jahre nach der Friedlichen 

Revolution führen Betroffene weiterhin 

Rehabilitierungsverfahren. 

 

Rehabilitierungsgesetze entfristen 

 

Das Problem: Die Rehabilitierungsge-

setze sehen derzeit noch Fristen für An-

träge und teilweise auch für die Geltend-

machung von Leistungsansprüchen vor. 

So können Anträge auf strafrechtliche o-

der berufliche Rehabilitierung nur noch 

bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 

bzw. Anträge auf verwaltungsrechtliche 

Rehabilitierung nur noch bis zum 31. De-

zember 2020 gestellt werden. Der Ge-

setzentwurf sieht nun vor, dass sämtli-

che Rehabilitierungsgesetze künftig un-

befristet gelten und Betroffene damit wei-

terhin Anträge stellen können. 

 

Rehabilitierung ehemaliger Heim-

kinder erleichtern  

 

Zusätzlich will die Koalition es früheren 

DDR-Heimkindern erleichtern, ihre An-

sprüche durchzusetzen. Vor allem bei 

Menschen, die als Säuglinge oder Klein-

kinder in ein Heim gekommen sind, ist 

das bisher unnötig schwer. Oft fehlen in 

solchen Fällen entsprechende Unterla-

gen, die Auskunft über Umstände und 

Gründe für die Heimunterbringung ge-

ben können. Die Betroffenen selbst kön-

nen sich nicht mehr genau erinnern, weil 

sie zu jung waren. 

 

In Zukunft sollen die Gerichte einfach zu-

gunsten der Antragsteller entscheiden, 

wenn der genaue Sachverhalt nicht ge-

klärt werden kann. So wird für viele Be-

troffene eine strafrechtliche Rehabilitie-

rung ermöglicht, die auch Ansprüche auf 

Entschädigungszahlungen begründet. 

Auch Personen, die in ein Heim gekom-

men sind, weil ihre Eltern politisch ver-

folgt und inhaftiert wurden, sollen mit 

dem Gesetz erstmals einen Anspruch 

auf Unterstützungsleistungen haben. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die Koalition will die Bedingungen ver-

bessern, unter denen Menschen, die in 

der DDR politisch verfolgt wurden, ein 

Recht auf Rehabilitierung haben. Ent-

sprechende Gesetze sollen künftig unbe-

fristet gelten. Außerdem wird es für ehe-

malige Heimkinder einfacher, ihre An-

sprüche durchzusetzen. 

 

 

 

VERTEIDIGUNGSPOLITIK 

VERLÄNGERUNG VON 
AUSLANDSMISSIONEN 
Verlängerung KFOR 

 
Am Freitag hat das Parlament in nament-

licher Abstimmung die Verlängerung des 

Bundeswehrmandates KFOR im Kosovo 

beschlossen. Die Bundeswehr soll sich 

ein weiteres Jahr an der internationalen 

Sicherheitspräsenz im Kosovo beteili-

gen. Dabei wird die bisherige Ober-

grenze von 800 Soldaten um 50 Prozent 

auf maximal 400 Soldatinnen und Solda-

ten reduziert. 

 

Seit mehr als zehn Jahren wird auf Ver-

langen der SPD-Bundestagsfraktion re-

gelmäßig über die Verlängerung des 

KFOR-Mandats im Bundestag abge-

stimmt. Das unterstreicht die große Be-

deutung, die die Sozialdemokraten der 

Frage über Bundeswehreinsätze bei-

messen. 

 

Auf der Grundlage einer Resolution des 

UN-Sicherheitsrates und regelmäßigen 

Beschlüssen der Nato unterstützt das 

Bundeswehrkontingent die militärische 
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Absicherung der UN-Friedensregelung 

für das Kosovo. Darüber hinaus trägt der 

Bundeswehreinsatz zur Stabilisierung 

und zum Aufbau von Sicherheitsstruktu-

ren bei. 

 

Fortsetzung UNIFIL 

 

Ebenfalls am Freitag hat das Parlament 

wiederum in namentlicher Abstimmung 

die Verlängerung des Bundeswehrman-

dates UNIFIL im Libanon beschlossen. 

Die wesentlichen Mandats-inhalte wur-

den nicht verändert. 

 

Die UN-Mission UNIFIL im Nahen Osten 

leistet einen wichtigen Beitrag zur sicher-

heitspolitischen Stabilisierung der Re-

gion, insbesondere zur Absicherung der 

Waffenruhe zwischen dem Libanon und 

Israel. UNIFIL trägt darüber hinaus dazu 

bei, die Souveränität und Stabilität des 

Libanons zu stärken. 

 

Deutschlands langjähriges maritimes 

Engagement im Rahmen von UNIFIL hat 

bisher einen deutlich positiven Einfluss 

gehabt. Es umfasst auch die Ausbildung 

der libanesischen Marine zur besseren 

seeseitigen Grenzsicherung. 

 

UNIFIL bietet ebenfalls eine Kommuni-

kationsplattform für direkte Kontakte zwi-

schen Libanon und Israel, sodass mögli-

che Konflikte bereits im Vorfeld verhin-

dert werden können. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Der Bundestag hat in namentlicher Ab-

stimmung die Verlängerung zweier Bun-

deswehrmandate beschlossen. Zum ei-

nen geht es um die internationale Sicher-

heitspräsenz im Kosovo, zum anderen 

um die Stabilisierungsmission im Liba-

non. Beide Einsätze haben nachweislich 

positiv auf die jeweilige Region gewirkt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

TOURISMUS 

TOURISMUS-
STANDORT 
DEUTSCHLAND 
STÄRKEN 

 
Die Tourismusbranche in Deutschland 

ist ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Mit ei-

ner nationalen Tourismusstrategie wol-

len die Fraktionen von SPD und 

CDU/CSU diese Entwicklung fördern 

und ausbauen. Dazu hat der Bundestag 

am Donnerstag einen Antrag der Koaliti-

onsfraktionen diskutiert. 

 

Deutschland steht weltweit bei den be-

liebtesten Reisezielen auf Platz acht, mit 

insgesamt 477 Millionen Gästeüber-

nachtungen im Jahr 2018. Fast drei Milli-

onen Beschäftigte arbeiten hierzulande 

in der Tourismusbranche. 

 

Als personalintensive Dienstleistungs-

branche schafft sie zudem Arbeitsplät-

zen sowie gute Einstiegs- und Aufstiegs-

chancen auch für gering qualifizierte Ar-

beitskräfte. Insbesondere im Gastge-

werbe haben bereits viele Geflüchtete 

Arbeits- und Ausbildungsplätze gefun-

den. Und: Diese Arbeitsplätze sind an 

den Standort Deutschland gebunden 

und nicht exportierbar. Tourismus leistet 

damit einen wichtigen Beitrag zur Wert-

schöpfung vor Ort und zur Sicherung der 

kommunalen und regionalen Infrastruk-

tur. 

 

Im Koalitionsvertrag haben SPD, CDU 

und CSU deshalb vereinbart, die touristi-

sche Entwicklung in Deutschland nach-

haltig zu stärken. Die Bundesregierung 

hatte im April ihre Eckpunkte für eine na-

tionale Tourismusstrategie vorgelegt und 

einen bundesweiten Dialogprozess ge-

startet. Ziel ist es, die inländische Wert-

schöpfung zu erhöhen, die Lebensquali-

tät der Menschen nachhaltig zu steigern 

und einen Beitrag zur internationalen 

Stabilität zu leisten. 
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Nachhaltige Tourismusförderung 

 

Ergänzend dazu haben die Fraktionen 

von SPD und CDU/CSU nun ihren An-

trag „Mit nationaler Tourismusstrategie 

den Standort Deutschland stärken“ in 

den Bundestag eingebracht. Sie machen 

darin Vorschläge für eine echte Strategie 

in Sachen Tourismus. Dabei geht es vor 

allem um eine zukunftsgerichtete, nach-

haltige Tourismusförderung. 

 

Denn auch die Tourismusbranche steht 

vor großen Herausforderungen: Klima-

wandel, Digitalisierung, demografischer 

Wandel vor allem auf dem Land oder der 

Fachkräftemangel betreffen die Branche 

ebenso wie andere Wirtschaftszweige. 

Dem wollen die Fraktionen Abgeordne-

ten von SPD und Union mit einem ganz-

heitlich wirtschaftspolitischen Ansatz be-

gegnen. 

 

Die im Antrag genannten Maßnahmen 

zielen unter anderem darauf, die Zusam-

menarbeit zwischen Bund, Ländern und 

der Tourismuswirtschaft zu vertiefen, um 

so die Rahmenbedingungen für den Tou-

rismus in Deutschland zu verbessern. 

 

Außerdem soll der Tourismus besser ge-

fördert werden: mit vereinfachten Förder-

verfahren und besserer Information und 

Beratung zu öffentlichen Förderinstru-

menten. 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

Die Tourismusbranche ist eine Schlüs-

selbranche mit vielen sicheren Arbeits-

plätzen. Die Koalitionsfraktionen machen 

sich deshalb mit einem gemeinsamen 

Antrag für eine nationale Tourismusstra-

tegie stark. Bund, Länder und die Ak-

teure der Tourismusbranche sollen ge-

meinsam daran arbeiten, die Branche 

unter sozialen, ökologischen und nach-

haltigen Aspekten weiter zu stärken. 

 

 

 

 

 

 

 

GEDENKEN 

WEIBLICHEN 
WIDERSTAND 
WÜRDIGEN 

 
Nicht nur Männer haben gegen den Na-

tionalsozialismus gekämpft. Der Bundes-

tag hat am Freitag einen Antrag beraten, 

mit dem die Fraktionen von SPD und 

CDU/CSU den Widerstand von Frauen 

gegen das NS-Regime stärker würdigen 

und die Forschung darüber fördern wol-

len. 

 

Zum Hintergrund: In diesem Jahr jährt 

sich der Umsturzversuch gegen die Na-

zidiktatur vom 20. Juli 1944 zum 75. Mal. 

Er steht symbolisch für den Widerstand 

gegen den Nationalsozialismus. Verges-

sen war über viele Jahre das Schicksal 

der Frauen des 20. Juli 1944.  

 

100 Männer wurden zum Tode verurteilt, 

ihre Frauen und Kinder wurden in „Sip-

penhaft“ genommen. Die Kinder wurden 

in Heime gebracht, die Frauen mussten 

auch nach 1945 mit dem Stigma der 

„Verräterin“ leben. Einige der Frauen 

wussten nichts von den Umsturzvorbe-

reitungen, andere waren eingeweiht oder 

beteiligten sich konspirativ. Trotzdem 

wurden auch sie viele Jahre nur als Op-

fer gesehen, nicht als aktiv Handelnde. 

 

Dabei waren auch zahlreiche Frauen in 

Widerstandnetzwerken und -gruppen ak-

tiv. Sozial-demokratinnen wie Lore Ag-

nes oder Luise Schröder versuchten im 

nationalsozialistischen Deutschland, so-

zialdemokratische Organisationsstruktu-

ren aufrecht zu erhalten. 

 

Genau wie Frauen, die sich in sozialisti-

schen Gruppen organisierten, landeten 

sie häufig in Gefängnissen oder Kon-

zentrationslagern. Eine nähere Untersu-

chung der quantitativen Aspekte des 

weiblichen Widerstands steht ebenso 

noch aus wie eine qualitative Untersu-

chung der einzelnen Widerstandsaktivi-

täten. 
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Frauen als Akteurinnen anerkennen 

 

Mit ihrem Antrag im Bundestag wollen 

die Koalitionsfraktionen den Mut und die 

Leistungen der Frauen im Widerstand 

gegen das NS-Regime stärker würdigen. 

Der Widerstand der Frauen soll besser 

erforscht werden und mit Veranstaltun-

gen und Ausstellungen stärker ins Blick-

feld der Öffentlichkeit rücken. 

 

Dabei geht es auch darum, nicht in Ste-

reotypen zu denken oder die Motive der 

Gruppe „Frau“ zu generalisieren. „Es ist 

Zeit für eine Perspektive, die inklusiv, dif-

ferenziert, feministisch und genderkri-

tisch mit dem Themenkomplex Frauen 

im Widerstand umgeht“, heißt es in dem 

Antrag. Es gilt, die Frauen als Akteurin-

nen des Widerstands von 1933 bis 1945 

anzuerkennen, ohne sie auf ihre Rolle 

als Frauen zu reduzieren. 

 

Konkret fordern die Koalitionsfraktionen 

in ihrem Antrag die Bundesregierung un-

ter anderem auf, ein Projekt der Stiftung 

Gedenkstätte Deutscher Widerstand zur 

weiteren Erforschung des Themas „Wi-

derstand von Frauen im Nationalsozialis-

mus“ zu fördern. 

 

Zum 80. Jahrestag des 20. Juli 1944 soll 

die Bundesregierung 2024 eine Sonder-

postwertzeichenserie „Frauen im Wider-

stand gegen den Nationalsozialismus“ 

auflegen. Zudem soll sich der Ge-

schichtswettbewerb für Schülerinnen 

und Schüler des Bundespräsidenten mit 

dem Thema des weiblichen Widerstands 

im Nationalsozialismus befassen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das Wichtigste zusammengefasst: 

2019 jährt sich der militärische Umsturz-

versuch vom 20. Juli 1944 zum 75. Mal. 

In der Öffentlichkeit steht dieses Datum 

heute symbolisch für den gesamten Wi-

derstand gegen den Nationalsozialismus 

in seiner weltanschaulichen Breite und 

sozialen Vielfalt. Bislang fehlt allerdings 

im öffentlichen Bewusstsein eine Würdi-

gung des Mutes und der Opferbereit-

schaft der Frauen im Widerstand gegen 

den Nationalsozialismus. Auf diese Lü-

cke möchte ein Antrag der Koalitions-

fraktionen hinweisen und sie mithilfe sei-

ner Forderungen schließen. 
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